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Index

30/01 Finanzverfassung

Norm

F-VG 1948;

Rechtssatz

Bei der Ausübung von Besteuerungsrechten durch die einzelnen Gebietskörperschaften im Bundesstaat, denen durch

die bundesstaatliche Verfassung ganz allgemein die Verp ichtung zur wechselseitigen Rücksichtnahme auferlegt ist

und deren Besteuerungshoheit im besonderen durch nanzverfassungsrechtliche Normen bestimmt wird, deren

vornehmlicher Zweck die sachgerechte Verteilung und Abgrenzung von Besteuerungsrechten ist, gilt: Eine

Gebietskörperschaft darf nur solche Tatbestände besteuern, zu denen sie eine hinreichend enge Beziehung aufweist.

Zuweisungen von Besteuerungsrechten an Länder oder Gemeinden im Rahmen der Finanzverfassung sind daher stets

so zu verstehen, dass die betre ende Gebietskörperschaft bei der Inanspruchnahme der erteilten Ermächtigung, das

heißt bei der Formulierung des Steuertatbestandes, einen hinreichenden inhaltlichen Bezug zum räumlichen

Geltungsbereich der Abgabe zu wahren hat. Nichts anderes würde gelten, wenn ein Bundesland Besteuerungsrechte

auf Grund des Abgabener ndungsrechtes selbst in Anspruch nimmt oder solche Besteuerungsrechte den Gemeinden

zur Ausschreibung im Rahmen des freien Beschlussrechtes überträgt (§ 8 Abs 5 F-VG).
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